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Zum Geleit
Liebe Leserinnen und Leser,

die Vereinigte Republik Tansania ist jenes Land im östlichen 
Afrika, das bisher für seine relative politische und wirtschaft-
liche Stabilität bekannt ist. Für den diesjährigen Weltmissions-
sonntag im Oktober hat missio Tansania zum Schwerpunkt der 
Kampagne gemacht. Trotz des guten Rufes, den das ostafrika-
nische Land genießt, zeigen sich auch in Tansania Spannungen 

und Konflikte im sozialen Gefüge, bei denen immer auch religiöse Stimmungen 
und Interessen mitschwingen oder angeführt werden. Wie die vorliegende Studie 
deutlich macht, ist das Verhältnis vom christlich dominierten Festlandtansania 
zum überwiegend muslimischen geprägten Sansibar ein neuralgischer Punkt für 
ein weiterhin friedliches Zusammenleben der Menschen in Tansania.

Die sozialen Probleme des Landes resultieren jedoch nicht aus religiösen Unter-
schieden, sondern aus politischen, wirtschaftlichen und regionalen Kontrasten. 
Die Inselgruppe Sansibar hat sich 1964 mit dem Festlandsregion Tanganjika 
zur föderalen Republik Tansania zusammengeschlossen, deren rechtstaatliche 
Konstruktion als Provisorium bis zur Erarbeitung einer endgültigen Verfassung 
gedacht war. Dies ist bis heute nicht geschehen, und vor allem fühlen sich die 
Bewohner von Sansibar vom Festland benachteiligt, dessen politische Elite den 
Verfassungsreformprozess seit Jahren verschleppt. Das Land leidet unter man-
gelnder Bildung, Reformstau, Korruption sowie Vetternwirtschaft und nicht 
unter der Verschiedenheit der Religionen.
 
missio engagiert sich auch zukünftig in Tansania für einen gewaltlosen Dialog 
der Religionen und wird mit verschiedenen Projekten das friedliche Miteinander 
der Bekenntnisse und Kulturen unterstützen.

Prälat Dr. Klaus Krämer 
Präsident, missio Aachen
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Einführung

In der Geschichte der christlich-muslimischen Beziehungen auf Sansibar schlug 
das Pendel immer wieder zwischen Feindseligkeit und Wohlwollen aus. Dabei 
waren die einflussnehmenden Faktoren vielfältig, von Einwanderungen ver-
schiedener ethnisch-religiöser Gruppen und Kolonisierung bis zur Mission durch 
unterschiedliche christliche Denominationen. Durchweg konstant aber war 
immer der Griff zur Religion als Mittel der Politik. Insbesondere die vergange-
nen Monate sind Beispiel dafür, dass Politiker das Religiöse gebrauchen, um das 
Wahlverhalten der Bürger zu beeinflussen.

Das Jahr 2015 ist weichenstellend für die weitere Zukunft der halbautonomen 
Insel Sansibar und der ihr übergeordneten Vereinigten Republik Tansania. Nach-
dem der Verfassungsreformprozess von der Regierung auf unbestimmte Zeit ver-
zögert wurde und sich zurzeit alle politischen Aktivitäten auf die Ende Oktober 
2015 bevorstehenden Parlaments- und Präsidentschaftswahlen richten, befindet 
sich die tansanische Gesellschaft in einem politischen Spannungsfeld, dessen 
Entladung große Risiken für die nationale Einheit des Landes birgt. Bereits die 
Wahlen der Jahre 2000 und 2005 gingen mit Gewalt und Eskalationen einher, 
bei der Niederschlagung von Protesten durch die Sicherheitskräfte kam es zu 
zahlreichen Verletzten und Toten.

Zum ersten Mal seit der Erlangung der Unabhängigkeit im Jahr 1961 und seit 
der Einführung des Mehrparteiensystems 1995 ist die tansanische Regierungspar-
tei CCM (Chama cha Mapinduzi, Partei der Revolution) aufgrund von wachsen-
der Popularität und lokalen Wahlerfolgen der CHADEMA (Partei für Demokratie 
und Fortschritt) mit einem Szenario konfrontiert, in dem ein Machtverlust rea-
listisch erscheint. Die starke Zunahme an staatlicher Repression ist eine direkte 
Folge dieser neuen Konstellation und Einschränkungen gegenüber Meinungs-, 
Versammlungs- und Pressefreiheit durch staatliche Willkür gehören mittlerweile 
zur Tagesordnung. Zudem drangen in den vergangenen Monaten immer wieder 
Fälle von willkürlichen Festnahmen, politisch motivierten Gerichtsprozessen bis 
hin zu Entführung, Folter und Mord an die Öffentlichkeit. Insgesamt standen die 
vergangenen Monate im Zeichen eines sich zuspitzenden politischen Konflikts 
um die Verfassungsreform, um die Verzögerung der Aktualisierung des Wähler-
registers und um zahlreiche große, nicht aufgeklärte Korruptionsskandale.

Religion als Mittel politischer Manipulation

Sowohl im Vorfeld der vergangenen Wahlen wie auch in den vergangenen 
Monaten wurden religiöse Themen und Motive aus wahltaktischen Gründen 
gezielt instrumentalisiert. Eine deutliche Zunahme an religiösen Spannungen 
auf Sansibar und auf dem Festland überschattete vor allem in den Jahren 2012 
und 2013 die viel gerühmte friedliche Koexistenz der Religionen in Tansania. 
Politische und religiöse Konfliktpotentiale sind oft eng verflochten und verstär-
ken sich gegenseitig. Vor diesem Hintergrund warnte der tansanische Präsident 
Jakaya Mrisho Kikwete in einer viel beachteten Rede im Oktober 2014 vor der 
„religionisation of politics and politisation of religion“. Dabei sind es häufig 
gerade die Vertreter der ehemaligen Einheitspartei CCM selbst, die an religiöse 
Gefühle appellieren und diese in der politischen Auseinandersetzung bewusst 
einsetzen, z.B. indem der politische Gegner fälschlicherweise als „Christenpartei“ 
oder „rein islamische Partei“ diskreditiert wird. 

Neue Weichen im Wahlkampf
Tansanische und internationale Beobachter sehen die innenpolitische Entwick-
lung und die religiösen Spannungen mit Sorge. Der große und schnell wachsende 
Anteil der jungen Bevölkerung (65 Prozent unter 25 Jahren), die extreme Jugend-
arbeitslosigkeit sowie Armut und Perspektivlosigkeit der jungen Menschen bergen 
ein hohes Risiko. Der Boom im Rohstoffsektor, von dem die Bevölkerung ausge-
schlossen bleibt, trägt zu einer Verstärkung der allgemeinen Anspannung bei. Dass 
die Regierung sich zudem vehement weigert, Verträge und Produktionsabkommen 
mit internationalen Konzernen offenzulegen, steigert das Misstrauen der Bevölke-
rung und weckt den Verdacht auf massive Korruption. Der Machtkampf innerhalb 
der Regierungspartei, das Entgleiten des staatlichen Gewaltmonopols – Selbstjustiz 
und Lynchmobs gehören inzwischen zum erschreckenden Alltag – sowie der rück-
sichtslose Einsatz staatlicher Gewalt gegen Opposition und Zivilgesellschaft und 
die rasch erodierende Akzeptanz von Regierungsinstitutionen bei der Bevölkerung 
werden von einigen Analysten als Vorboten eines failing state gewertet. Im regio-
nalen Vergleich kann Tansania trotz der Entwicklungen der letzten Monate zwar 
weiterhin als relativ stabil und friedlich gelten, jedoch ist die Tendenz eindeutig 
negativ. Der hoffnungsvoll gestartete Verfassungsreformprozess hat die Gesell-
schaft bereits gespalten und das Konfliktpotential erhöht.
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In den vergangenen Wochen wurden die Weichen im politischen Wahlkampf 
neu gestellt. Nachdem sich seine Chancen auf eine Nominierung als Präsident-
schaftskandidat zerschlagen hatten, verließ der als hochkorrupt bekannte ehe-
malige Premierminister Edward Lowassa in einer Nacht und Nebel Aktion seine 
angestammte parteipolitische Heimat und ließ sich als neues Parteimitglied der 
Oppositionspartei CHADEMA von dem Oppositionsparteienbündnis UKAWA 
als Präsidentschaftskandidat aufstellen. Diese überraschende Wende wirft viele 
Fragen auf, etwa nach der Standfestigkeit einer Oppositionspartei, die in den 
vergangenen Jahren als Hoffnungsträgerin des politischen Wandels auftrat, aber 
auch die Frage nach den weiteren Auseinandersetzungen zwischen den Parteien. 
Ob die anstehenden Wahlen tatsächlich friedlich verlaufen, ist ungewiss.

Insbesondere für die Situation auf Sansibar gibt es begründete Bedenken, 
denn zu den landesweiten gesellschaftlichen Problemen und den durch Korrup-
tion verursachten politischen Missständen kommt hier die alles überspannende 
Frage nach der eigenen nationalen Identität im Form von Unabhängigkeits-
ansprüchen hinzu. Die Ursache dieses Konfliktes wurde Tansania bereits bei 
seiner Staatsgründung in die Wiege gelegt, denn die Staatsbildung geht zurück 
auf die beiden ehemals souveränen Staaten Tanganjika sowie Sansibar, das aus 
den beiden Inseln Unguja und Pemba besteht. In Eile wurden im Jahr 1964 
Tanganjika und Sansibar zu einem asymmetrischen rechtsstaatlichen Konstrukt 
zusammengeschlossen, was ursprünglich allerdings nur als Zwischenlösung 
gedacht war. Die Frage nach der eigenen nationalen Identität ist aus der Sicht 
vieler Inselbewohner mit dem Status der Teilautonomie nicht zufriedenstellend 
gelöst. Dies hat in den letzten Jahren mehrfach zu gewaltsamen Auseinanderset-
zungen zwischen Bevölkerung und Sicherheitskräften sowie zu einer religiösen 
Radikalisierung der Gesellschaft geführt.

Von Toleranz zur Konfrontation

Dabei galt Sansibar lange Zeit als Symbol für Frieden und Toleranz zwischen 
verschiedenen Religionen und Kulturen. Einst war es der muslimische Sultan 
Said Bargash auf der Insel Sansibar gewesen, der 1873 das Uhrwerk für die 
Anglikanische Kirche inmitten der Hauptstadt Stonetown gestiftet hatte. Bemer-
kenswert ist, dass der Kirchturm auch heute noch zu den höchsten Gebäuden 
der Innenstadt gehört – vor allem wenn man an die in Mitteleuropa geführten 
Debatten um die Legitimität von Moscheebauten und Diskussionen über Ein-
wanderungsströme und Flüchtlinge denkt. Sansibar macht sich für Werbe-
zwecke nicht nur die weißen Palmenstrände und die türkisfarbenen Gewässer 
des Indischen Ozeans zu Nutze. Es wirbt auch mit seiner langen Geschichte des 
friedvollen Miteinanders verschiedener Religionen, Kulturen und Ethnien um 
den jährlichen Zulauf von Tausenden von Touristen. Tatsächlich zeichnet sich 
im Stadtbild von Stonetown an der Silhouette von Minaretten, Kirchtürmen und 
Hindutempeln die jahrhundertalte Geschichte von Einwanderern und Eroberern 
aus den unterschiedlichsten Weltregionen ab.

Hinter den Kulissen der paradiesischen Urlaubsidylle haben sich in den 
vergangenen Jahren mehrere gewaltsame Vorfälle ereignet, die das friedliche 
Miteinander von Christen und Muslimen auf der tansanischen Insel massiv in 
Frage stellen. Dabei war die mediale Aufmerksamkeit an dem grausamen Säure-
anschlag, der im November 2012 auf den muslimischen Prediger und Sekretär 
des Mufti von Sansibar, Sheikh Fadhil Soraga, verübt worden war, zunächst noch 
gering gewesen. Als das gleiche Schicksal etwa ein knappes Jahr später einen 
katholischen Priester traf, war die Aufregung weltweit groß und das Interesse der 
Medien hielt über mehrere Monate an: „DAS machen sie mit uns Christen auf 
Sansibar“ verkündete im Januar 2015 die BILD Zeitung in reißerischer Manier 
und platzierte zur unmissverständlichen Veranschaulichung ein Profilfoto des 
durch hochgradige Verätzungen entstellten Gesichtes von Joseph Anselmo 
Mwagamba. Der katholische Priester war im September 2013 Opfer einer bru-
talen Säureattacke auf der Insel Sansibar geworden, woraufhin weltweit viele 
Medienberichte und sogar Papst Franziskus mit einer Segnung im Anschluss an 
eine Generalaudienz an dem langsamen Heilungsprozess und dem langwierigen 
Leidensweg des Kirchenmannes Anteil nahmen. 

Beide Männer werden lebenslänglich von den schmerzhaften Verletzungen 
gekennzeichnet sein. Beide Anschläge reihen sich ein in eine Reihe von gewalt-
samen Übergriffen während der Jahre 2012 und 2013, zu denen mehrere Überfäl-
le und Anschläge auf kirchliche Repräsentanten z.T. mit tödlichen Folgen gehö-
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ren, aber auch Beschädigungsdelikte gegenüber Kirchen sowie Einrichtungen, in 
denen Alkohol entweder ausgeschenkt oder verkauft wird. Beide Opfer, ebenso 
wie die Medien, machen übereinstimmend die islamistisch und separatistisch 
motivierte Uamsho-Bewegung für die Übergriffe verantwortlich. Diese Bewegung, 
deren Name auf Kiswahili „Erwachen“ bedeutet, trat vor allem im Jahr 2012 mit 
ihrer Forderung nach einem vom tansanischen Festland unabhängigen Sansibar 
öffentlich in Erscheinung. Die Gruppierung propagierte die Loslösung Sansibars 
aus der politischen Abhängigkeit und gewann Zuspruch vor allem unter Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen. Ohne dass es von staatlichen Rechtsinstanzen 
zu einer umfassenden und abschließenden Aufklärung der beiden schweren 
Straftaten gekommen wäre, wurden in den vergangenen Jahren nach und nach 
nahezu alle bedeutenden Führungspersönlichkeiten der Uamsho-Bewegung ohne 
valide Rechtsverfahren auf unbestimmte Zeit inhaftiert. 

Benachteiligung und Einschüchterung 
von Christen

Etwa 95 bis 98 Prozent der 1,2 Millionen Bewohner von Sansibar sind Muslime. 
Nach Schätzungen ist die Mehrheit mit 80 bis 90 Prozent sunnitisch geprägt, 
während die übrigen verschiedenen schiitischen Gruppierungen meist asia-
tischer Herkunft zugeordnet werden. Der restliche Anteil setzt sich aus kleinen 
christlichen Gruppen – etwa 12.000 Sansibaris sind katholisch – und einer noch 
kleineren Minderheit von Buddhisten, Hindus, Sikhs und Bahais zusammen. 
Genaue Zahlen gibt es nicht, denn seit der Union Tansanias, wird die Frage der 
Religionszugehörigkeit aus politischen Gründen ausgeschlossen.

Die Mehrheit der Muslime auf Sansibar hat eine moderate Einstellung, auch 
gegenüber anderen Religionen. Dennoch hat sich die Situation für Christen auf der 
Insel Sansibar in den vergangenen Jahren sukzessive verschlechtert. Viele Jahre lang 
hat das Zusammenleben gut funktioniert, doch mit der zunehmend angespannten 
politischen Situation und infolge des wachsenden Unmutes über dauerhafte Armut 
und ausbleibende Entwicklung haben sich weite Teile der muslimischen Bevölke-
rung radikalisiert. Den Nährboden von wirtschaftlicher Stagnation und politischer 
Resignation hat sich Uamsho zu Eigen gemacht, und immer wieder wurden Christen 
zum Ziel von Einschüchterung und Benachteiligung. In Folge sind viele Christen von 
Sansibar geflüchtet, andere schränken ihre religiösen Festlichkeiten und Zeremonien 
deutlich ein, um weitere Konfrontationen zu vermeiden. So wird beispielsweise die 

Priesterweihe auf Sansibar seit einigen Jahren nicht mehr gefeiert. Die Regierung 
steht den Anfeindungen gegenüber Christen untätig gegenüber. Denn die in allen 
Gesellschaftssegmenten verbreitete Korruption verhindert, dass die tatsächlichen 
Verantwortlichen hinter den Gewaltszenarien zur Verantwortung gezogen werden 
und dass die wahren Ursachen an der Wurzel angepackt und beseitigt werden.

Welches sind aber die Ursachen und Hintergründe dieser Entwicklungen? 
Woher und weshalb kommt es plötzlich zu einer Umkehrung der lange bewährten 
gegenseitigen Toleranz zwischen Christen und Muslimen auf Sansibar? Und 
weiter gehend stellt sich die Frage, ob die christlich-muslimischen Beziehungen 
tatsächlich so friedfertig und tolerant waren, wie von offizieller Seite – möglicher-
weise aus wirtschaftspolitischen Gründen – dargestellt wird. Um die aktuellen 
Herausforderungen, aber auch die Potenziale muslimisch-christlicher Bezie-
hungen zu verstehen, ist ein kurzer Blick in die Geschichte Sansibars unver-
zichtbar. Daran anschließend prüft ein kritischer Blick  die religionspolitischen 
Verwicklungen einer hochkorrupten Regierungspolitik, die mit allen zur Ver-
fügung stehenden Mitteln an der eignen Macht und an dem asymmetrischen 
rechtsstaatlichen Konstrukt einer Union von Tanganyika und Sansibar festhält. 

Portugiesische Gewaltherrschaft 

Die Geschichte muslimisch-christlicher Beziehungen kann grob in drei unter-
schiedliche Phasen eingeteilt werden.1 Die erste Ära geht zurück auf das Ende des 
15. Jahrhundert u.Z., als der portugiesische Entdecker Vasco da Gama 1499 mit 
seinem Schiff Sansibar erreichte. Zu dieser Zeit war Sansibar hauptsächlich von 
Muslimen bevölkert. Die christlichen Portugiesen erklärten Sansibar im Jahr 1504 
zum Teil ihres Imperiums und legten den Grundstein der Geschichte zwischen Mus-
limen und Christen auf Sansibar im Verhältnis von „Besetzten“ und „Besatzern“. 
Die christlich-portugiesische Herrschaft über Sansibar verlief äußerst brutal und 
gewaltsam, so dass die unter der Besetzung leidenden Muslime von Sansibar Ende 
des 17. Jahrhunderts um Unterstützung beim Sultan von Oman suchten. Im Zuge 
der kriegerischen Auseinandersetzungen wurde die damals existierende Römisch-
Katholische Kirche in der Nähe des Hafens zerstört, die Überreste wurden für den 
Bau des heute als Touristenattraktion berühmten Alten Forts verwendet.

1 Die Einteilung der Geschichte in drei Phasen orientiert sich an der Rede Sheikh Fadhil Soragas, 
Sekretär des Muftis von Sansibar, anlässlich des Besuchs des Deutschen Bundespräsidenten 
Joachim Gauck auf Sansibar im Februar 2015.
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Christliche Mission auf Sansibar

Die zweite Phase muslimisch-christlicher Beziehungen begann im 19. Jahrhundert, 
als erneut Christen nach Sansibar einwanderten, diesmal nicht als Unterdrücker, 
sondern als Befreier von der Sklavenherrschaft. Sansibar war zu dieser Zeit ein 
wichtiges Handelszentrum und zum Hauptumschlagplatz für den Sklavenhandel 
geworden, der sich seit dem 17. Jahrhundert von ganz Ostafrika größtenteils in die 
arabisch-islamisch Welt, aber auch in weite Teile Asiens, zu verschiedenen Inseln 
im Indischen Ozean und bis nach Brasilien ausdehnte. Die Anglikaner kauften 
zunächst den Sklavenmarkt auf und bauten in Mkunazi, einem der ältesten Stadt-
teile Stonetowns, der heutigen Hauptstadt von Sansibar, eine Missionsstation mit 
Krankenhaus. 1873 begannen sie mit dem Bau der Kathedrale Church of Christ, 
die innerhalb von zehn Jahren fertiggestellt wurde und als prominentes Zeugnis 
christlicher Architektur das Ende der Sklaverei symbolisieren sollte. Es heißt, dass 
der Altar exakt an der Stelle des früheren Pfostens zur Auspeitschung platziert ist. 

Verschiedene historische Aufzeichnungen deuten darauf hin, dass die Bezie-
hungen zwischen den herrschenden muslimischen Sultanen und den christ-
lichen Missionaren recht gut verliefen. Über die Stiftung des Uhrwerks im 
Glockenturm der anglikanischen Church of Christ hinaus wurden verschiedene 
andere Plätze zum Bau von Missionsstationen und Kirchen von den Sultanen 
bereitgestellt. Als Sansibar Ende des 19. Jahrhunderts zum britischen Protektorat 
wurde, erhielt der Sultan das Vorrecht zur Beaufsichtigung religiöser Angelegen-
heiten sowohl auf der Insel als auch an dem zehn Kilometer langen Küstenstrei-
fen auf dem Festland, der dem Einzugsgebiet Sansibars zugeteilt worden war. Die 
Oberaufsicht über religiöse Angelegenheiten beinhaltete auch den Schutz der 
Rechte von Angehörigen anderer Religionen.

In diese Phase fällt auch der Mythos von dem Tausch der Insel Sansibar 
gegen Helgoland,  von dem immer wieder zu lesen ist und der sogar Eingang in 
Geschichtsbücher und Lexika gefunden hat. Dabei war Sansibar niemals deutsche 
Kolonie gewesen und kann daher nicht eingetauscht worden sein. Vielmehr war 
Sansibar bis 1890 ein selbstständiges, freies Sultanat, und wurde danach dem 
britischen Kolonialreich einverleibt. Im sogenannten Vertrag über „Kolonien 
und Helgoland“ wurde der Tausch Helgolands im Rahmen von größeren Grenz-
ziehungen zwischen britischen und deutschen Kolonien festgelegt. England 
verpflichtete sich in diesem Abkommen, den Sultan Said Bargash zu veranlassen, 
den ihm gehörenden Küstenstreifen am gegenüberliegenden Festland (mit dem 
damaligen Fischerdorf Dar es Salaam) an die Deutschen zu verkaufen, um diesen 
freien Zugang zu ihrer Kolonie Deutsch-Ostafrika zu verschaffen.

Migration und Tourismus

Die Erlangung der Unabhängigkeit vom britischen Protektorat im Dezember 1963 
markierte den Beginn der dritten Phase der muslimisch-christlichen Beziehungen 
auf Sansibar, das zunächst eine konstitutionelle Monarchie war. Diese war aber 
von Beginn von tiefliegenden inneren Konflikten geprägt, die sich am 12. Januar 
1964 in einer blutigen Revolution entluden, wobei der Sultan und die gerade 
erst gewählte Regierung gestürzt und tausende Bürger arabischer und indischer 
Herkunft umgebracht wurden. Im April 1964 beschloss der auf Sansibar vorü-
bergehend regierende Revolutionsrat, Sansibar mit dem Festland Tanganyika zur 
Vereinigten Republik Tansania zusammenzuschließen. Diese Vereinigung setzte 
größere Migrationsbewegungen in beide Richtungen in Gang, von Sansibar nach 
Tanganyika und umgekehrt. Vor allem aber in den folgenden Jahrzehnten und 
bis heute anhaltend, im Zuge des auf Sansibar wachsenden Tourismus, kam es 
immer wieder zur Migration von Festland-Tansaniern nach Sansibar. Diese bil-
den mittlerweile die Mehrheit der Christen auf Sansibar. Dabei ziehen vor allem 
Christen aus dem Norden Tansanias nach Sansibar, um dort Arbeitsplätze im 
Dienstleistungsbereich der großen Hotelanlagen zu besetzen, aber auch weitere 
gut bezahlte Positionen beim Militär, in den Ministerien und insbesondere in 
den Abteilungen, die unter der Einheitsregierung stehen. Gebürtige Sansibari 
nehmen dies häufig als systematische Benachteiligung wahr und fühlen sich 
zurückgelassen.

Der Tourismus auf Sansibar, der sich vor allem um Badekultur und Wasser-
sport dreht, wird von vielen Bewohnern der Insel als aggressiv wahrgenommen, 
denn es profitieren vor allem ausländische Investoren, korrupte Politiker bei der 
Vergabe von Lizenzen an die Investoren und die vom Festland eingewanderten 
christlichen Arbeitsmigranten. Die mit dem Tourismus einhergehende Freizeit-
kultur in Form leichter Bekleidung und von Alkoholkonsum gilt als unvereinbar 
mit der islamischen Alltagskultur und wird von manchen als Ausdruck von 
mangelndem Respekt betrachtet. Darüber hinaus breiten sich mit der Arbeitsmi-
gration vom Festland zunehmend Elemente eines charismatisch-evangelikalen 
Christentums aus, was eine weitere Konfrontation der Kulturen bedeutet.

Festhalten lässt sich, dass die christlich-muslimischen Beziehungen zunächst 
mit Konfrontation, Besatzung und Unterdrückung während der portugiesischen 
Ära begannen. Die Verhältnisse zwischen muslimischem Sultanat und christ-
lichen Missionaren auf Sansibar im 19. Jahrhundert gestalteten sich im Vergleich 
dazu wesentlich freundlicher und kooperativer, ein Trend der auch während 
der Kolonialzeit anhielt. Erst mit dem ausgehenden 20. Jahrhundert und zu 
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Beginn des 21. Jahrhunderts verläuft der christlich-muslimische Kurs zunehmend 
gespannter und nimmt zum Teil bedrohlichere Formen an. Diese Entwicklung 
hängt vor allem mit drei Faktoren zusammen, die wiederum jeweils in Wech-
selbeziehung zueinander stehen: die Politik der nationalen Einheit oder „union 
politics“, wachsende religiöse Radikalisierung sowie eine mit allen Mitteln am 
reinen Machterhalt orientierte Parteipolitik.

Tansanische Unionspolitik und ihre Folgen
Als halbautonomer Teilstaat hat Sansibar zwar einen eigenen Präsidenten, ein 
eigenes Gesetzgebungs- und Gerichtssystem und eine eigene Verfassung, ist der 
tansanischen Verfassung jedoch letztlich untergeordnet. Jahrzehntelang war 
die Oppositionspartei Civic United Front (CUF) im sansibarischen Parlament 
für die Unabhängigkeit Sansibars eingetreten. Durch einen Schulterschluss mit 
der Regierungspartei des Festlandes, Chama cha Mapinduzi (CCM) gab sie ihre 
Unabhängigkeitsbestrebungen jedoch durch die Bildung einer „Regierung der 
Nationalen Einheit“ bei den letzten Parlaments- und Präsidentschaftswahlen 
2010 auf. Für weite Teile der Bevölkerung auf Sansibar bedeutete dies den Verlust 
langgehegter Hoffnungen auf eine Loslösung von den Restriktionen durch die 
Festlandsregierung und auf verbesserte wirtschaftliche Entwicklungen.

Die Lücke, die die zerstörten Hoffnungen hinterlassen haben, besetzte in 
Folge die islamistische Uamsho Bewegung und machte von da an gezielt für 
die Loslösung Sansibars aus der Union mobil. Vor allem in den Jahren 2011 
und 2012 kam es infolge bei Demonstrationen und sogenannten mihadharas, 
Open Air Versammlungen für Koranrezitationen und Predigten mit mehreren 
Hunderten Menschen, immer wieder zu gewaltsamen Auseinandersetzungen 
zwischen Uamsho und der Polizei sowie zu Brandstiftungen an christlichen 
Kirchen. Mehrere Mordanschläge werden Uamsho zugeschrieben, darunter auch 
die Säureanschläge auf Sheikh Soraga und Priester Anselmo Mwagamba. Inner-
halb dieses Zeitraums kursierten auch von Uamsho unterzeichnete Flugblätter, 
die gegen Christen hetzten, mit den Anschlägen sympathisierten und zu wei-
teren Anschlägen aufriefen. Zu einer umfassenden strafrechtlichen Aufklärung 
kam es allerdings in keinem der Attentate. Zwar befinden sich mittlerweile alle 
führenden Köpfe von Uamsho mit dem Vorwurf der öffentlichen Aufruhr und 
Volksverhetzung in Haft. Die Festnahmen und ihre Begründungen trugen aller-
dings meist willkürliche Züge und entbehren aller rechtstaatlicher Prinzipien. 
Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass die von Uamsho propagierten Ideen 

und Überzeugungen in der Bevölkerung fortleben und im Verlauf des wenig 
verheißungsvollen Verfassungsreformprozesses auch wieder aufleben können. 
Jedenfalls hat sich die Situation für die kleine Minderheit an Christen auf Sansibar 
in den vergangenen Jahren drastisch verschärft.

Religiöse Radikalisierung  
und die „Uamsho-Bewegung“

Signifikant ist, dass die Uamsho Bewegung erst vor drei Jahren politisch aktiv in 
Erscheinung getreten ist. Offiziell ließ sich Uamsho bereits im Jahr 2001 unter 
dem Namen Jumuiya ya Uamsho na mihadhara ya kiislami (JUMIKI), „Association 
for Islamic Mobilisation and Propagation“ als eine Nichtregierungsorganisation 
registrieren. In den darauf folgenden Jahren war die Gruppierung öffentlich 
zunächst nicht aktiv. Einen Wendepunkt stellte der Zusammenschluss der Oppo-
sitionspartei Civic United Front (CUF) mit der tansanischen Regierungspartei 
Chama Cha Mapinduzi (CCM) dar. Nach der Bildung einer Regierung der Natio-
nalen Einheit (Government of National Union, GNU), die bereits im Vorfeld der 
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen vom Oktober 2010 beschlossen worden 
war, stiegen die Sympathien für Uamsho und ihre Forderung nach der Separation 
Sansibars stark an. Denn vor dem Zusammenschluss mit der Regierungspartei 
hatte das Streben für die Autonomie Sansibars im Zentrum der politischen Agen-
da der Oppositionspartei gestanden.

Viele Sansibari empfanden die Kursabweichung der CUF, die lange Zeit die 
mehrheitliche Unterstützung der Inselbevölkerung inne gehabt und mit der CCM 
in einen jahrzehntelangen Kampf um de facto unfaire, gewaltsame und gefälsch-
te Wahlen verstrickt gewesen war, daher als Untreue. Verschärfend kam der in 
den vergangenen Monaten auf Hochtouren laufende Verfassungsreformprozess 
hinzu, der sich im Kern um die Bewahrung der nationalen Einheit drehte. Meh-
rere Artikel des im November 2011 erstmals zugrunde gelegten Constitutional 
Review Act machen die Einheitsfrage im Rahmen des Verfassungsprozesses zu 
einem unantastbaren Tabu. Öffentliche Debatten und Versammlungen und sogar 
das Einholen von Meinungen werden stark eingeschränkt, Zuwiderhandlungen 
gleichzeitig mit drakonischen Geld- und Haftstrafen belegt. Der Verfassungsre-
formprozess, der sich über drei Jahre dahingeschleppt hat, wurde im Übrigen von 
der Regierungspartei CCM mittlerweile so erfolgreich hinausgezögert, dass das 
Verfassungsreferendum  auf unbestimmte Zeit verschoben wurde. Nach Ansicht 
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Deus Kibambas, dem Vorsitzenden des tansanischen Verfassungsforums Jukwaa 
la Katiba, ist Uamsho nicht nur ein Sprachrohr der Bevölkerung von Sansibar, 
sondern vor allem ein Ort politischer Intrigen. Demzufolge sei Uamsho gezielt 
manipuliert worden, um bestimmte politische Ambitionen zu erfüllen und könne 
nicht als eine rein religiöse Bewegung gesehen werden. 

Gespaltene Inselpolitik –  
kein Grund zur Entwarnung

Die Frage, wer oder was Uamsho tatsächlich ist, ist nicht leicht zu beantworten. 
Von den Medien wurde Uamsho in der Regel als Synonym für einen militanten 
Islamismus verwendet, was eine grobe Vereinfachung darstellt. Im Zuge der 
Gewalteskalationen hat Uamsho in der Bevölkerung viele Sympathisanten ver-
loren, die vor allem die Agenda der Autonomie Sansibars unterstützten. Viele 
Muslime auf Sansibar hängen zwar islamistischen Ideologien an, inwieweit sie 
sich jedoch mit Uamsho identifizierten, ist eine andere Frage. In den vergan-
genen Monaten scheint sich die Lage zwar beruhigt zu haben und es kam zu 
keinen erneuten Zusammenstößen oder Anschlägen. Doch obwohl Sheikh Farid 
Hadi Ahmed, einer der höchsten religiösen Führer der Uamsho-Bewegung und 
neun weitere Führungspersonen in dem Zeitraum von Oktober 2012 bis Januar 
2013 inhaftiert wurden, kann von einer Entwarnung doch keine Rede sein. Die 
eigentlichen gesellschaftlichen Missstände bleiben unverändert. Sansibar steht 
vielen lokalspezifischen Problemen gegenüber, die sich von denen des Festlands 
stark unterscheiden, so etwa die Drogenproblematik in Form des verbreiteten 
Konsums von Heroin, das zu Schleuderpreisen gekauft werden kann, oder der 
Handel mit und das Schmuggeln von Waren und Menschen. Die ungezügelte, 
in alle Lebensbereiche einwirkende Korruption, hohe Arbeitslosigkeit, extreme 
Einkommensgefälle zwischen Bevölkerung und Elite sowie die allgemeine Armut 
sind gesellschaftspolitische Probleme, die sowohl unter der tansanischen Fest-
landregierung als auch unter den politischen Machthabern auf Sansibar seit 
Jahrzehnten Bestand haben.

Nationale und kulturelle Identität

Der starke Zuspruch für die Uamsho Bewegung erklärt sich daher einerseits 
durch das existenzielle Bedürfnis vieler Inselbewohner, aus der althergebrach-
ten wirtschaftlichen Misere, der anhaltenden Armut und Perspektivlosigkeit 
zu entrinnen. Für das Aufblühen der Uamsho-Bewegung spielt andererseits die 
historisch tief verwurzelte Frage nach der nationalen und kulturellen Identität 
eine zentrale Rolle. Seit der ersten Regierungsbildung 1957 unter britischer 
Kolonialherrschaft sind Spannungen und Gewalteskalationen im Umfeld von 
Wahlen existent. Sie kulminierten 1964 in dem blutigen Massaker an der ara-
bisch-stämmigen Aristokratie, die als Minderheit von 17 Prozent die mehrheitlich 
afrikanisch-stämmige Bevölkerung (77 Prozent) sowie alle politisch entschei-
denden Prozesse dominierte. Der damalige tansanische Präsident und Grün-
dungsvater Julius Nyerere unterzeichnete im April 1964 gemeinsam mit dem 
damaligen Vorsitzenden des „Zanzibar Revolutionary Council“, dem späteren 
ersten Präsidenten Sansibars, Abeid Amani Karume, das Gesetz für die Union, 
das die Grundlage des heutigen Staates Tansania bildete. Dieser Schritt fand 
nur in bestimmten Bevölkerungsteilen Sansibars Zustimmung. 1972, nachdem 
Karume ermordet worden war, folgte Aboud Jume als Präsident. In der Folgezeit 
vertiefte die tansanische Regierung ihre Anstrengungen zur Konsolidierung 
des Staates und vereinte die Festlandpartei Tanganyika African National Union 
(TANU) mit der linksradikalen Afro-Shirazi Partei (ASP, die die afrikanisch-
stämmigen Inselbewohner repräsentierte), zu der seither ohne Unterbrechung 
regierenden Chama Cha Mapinduzi Partei (Party of the Revolution, CCM). 

Ungezügelte Parteipolitik,  
Wahlfälschungen und Gewaltausbrüche

1992 kamen erneut starke, wenn auch gewaltlose Spannungen auf, als Sansibar 
seinen eigenmächtigen Beitritt zur „Organization of Islamic Cooperation“ (OIC) 
deklarierte. Die OIC wurde 1969 als „Stimme der islamischen Welt“ gegründet, 
umfasst heutzutage 57 Mitgliedsstaaten und verfügt über permanente Delega-
tionen bei den Vereinten Nationen und der Europäischen Union. Ihre Charta 
definiert als ein Ziel, muslimische Werte, die sich auf Modernisierung und 
Toleranz gründen, zu fördern und zu ergänzen, sowie die muslimische Kultur 
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auszubreiten. Aufgrund massiver Proteste vom Festland wurde die Entscheidung 
zum Beitritt wieder rückgängig gemacht, denn die Unionsregierung entschied, 
dass Sansibar als Teilstaat Tansanias nicht Mitglied einer überstaatlichen, isla-
mischen Organisation werden könne. Nachdem 1992 das Mehrparteiensystem 
eingeführt worden war, formierte sich die Civic United Front (CUF) mit Hauptsitz 
auf der islamisch konservativ geprägten Insel Pemba und machte die Separation 
Sansibars zu einem ihrer Hauptziele. Bei den ersten Mehrparteienwahlen 1995 
konnte sich der CUF Kandidat mit 49,76 Prozent nicht gegen die 50,24 Prozent 
von Salmin Amour, Kandidat der Regierungspartei CCM, durchsetzen. Doch gab 
es klare Anzeichen von massiver Wahlfälschung und gewalttätige Auseinander-
setzungen begleiteten den Wahlablauf. Internationale Beobachter übten massive 
Kritik am Wahlablauf und ausländische Zahlungen von Entwicklungshilfegel-
dern wurden ausgesetzt. Die CUF boykottierte das sansibarische Parlament, das 
„House of Representatives“, und verweigerte der Regierung ihre Anerkennung. 
Die gesellschaftlichen Spannungen spitzten sich weiter zu. So zerstörte z.B. 1997 
eine Explosion eine katholische Kirche.

Auch im Jahr 2000 waren die Wahlergebnisse wieder knapp, doch wurde 
Amani Abeid Karume, der Sohn des ersten Präsidenten von Sansibar, zum Gewin-
ner erklärt, und in die Reihe der Nachfolger seines Vaters aufgenommen. Massive, 
von der CUF initiierte Demonstrationen waren die Folge und die Polizei reagierte 
mit harter Abwehr. Von Schießereien, Prügeleien, sexuellem Missbrauch sowie 
von 35 Toten und 600 Verletzten berichtete die Nichtregierungsorganisation 
Human Rights Watch. Die anhaltende Krise konnte durch Dialoginitiativen 
von CUF und CCM schließlich beigelegt werden, doch blieben die gesellschaft-
lich tiefen Risse bestehen. Auch bei den nächsten Wahlen im Dezember 2005, 
die Karume in die zweite Runde seines Präsidentenamtes manövrierten, gab es 
wiederum klare Zeichen für massive Wahlfälschung (Doppelregistrierungen, 
Registrierungen von Festlandtansaniern). Es kam wiederum zu Gewaltausbrü-
chen aufgrund des Verbots für die CUF, dieselben Möglichkeiten für öffentliche 
Wahlkampagnen in Anspruch zu nehmen wie bereits die CCM zuvor. Doch der 
Wahlablauf selbst wurde nicht von Gewalteskalationen begleitet. Die Zweifel im 
Blick auf die korrekte Stimmauszählung aber bleiben bestehen. 

Im Jahr 2010 verliefen die Wahlen auf Sansibar erstmals ohne Ausschrei-
tungen. Präsident Karume hatte im Jahr 2009 einen Dialog zwischen der CCM 
und der Oppositionspartei CUF eingeläutet. Dieser mündete Mitte 2010 in 
die Bildung einer Regierung der nationalen Einheit (Government of National 
Unity, GNU). Nachfolger im Präsidentenamt wurde Ali Mohammed Shein, 
CCM, mit einem Prozentpunkt Vorsprung vor dem Oppositionskandidaten 
Seif Sharif Ahmed. Für weite Teile der Bevölkerung kam der Schritt zur Bildung 

einer Regierung der Nationalen Einheit jedoch einer Unterordnung der CUF 
und der Aufgabe bisheriger Überzeugungen und Ideale gleich. An genau dieser 
Wegstrecke tat sich für Uamsho die Gelegenheit auf, viele der vormaligen CUF 
Wähler einzufangen, die sich vom politischen Zug abgehängt fühlten. Die von 
den Wortführern Uamshos nachhaltig propagierte Botschaft, dass Sansibar in 
seiner Entwicklung zurückgelassen wurde, korreliert mit der Verurteilung der 
touristischen Luxusressorts und dem dort zur Schau gestellten Reichtum. Auch 
dies trifft viele Menschen auf Sansibar im Kern ihrer Unzufriedenheit. Hinzu 
kommt, dass die meisten der Arbeitsplätze im Hotelgewerbe für Muslime aus 
religiös-ethischen Gründen (Alkoholkonsum, leicht bekleidet Urlauber) von 
vornherein ausgeschlossen sind und sich hier der Kreis der Benachteiligung 
durch Festlandtansanier wieder schließt.

Interreligiöses Friedenskomitee
Einen wesentlichen Beitrag zum friedlichen Verlauf der Wahlen im Jahr 2010 
leistete das „Joint Committee of Religious Leaders for Peace and Tranquillity 
Zanzibar“, das im August 2005 gegründet worden war. Die Gründung ging 
zurück auf den Besuch des katholischen Erzbischofs Michael L. Fitzgerald im 
Jahr 2003 zurück, der zu dieser Zeit Vorsitzender des Päpstlichen Rates für den 
Interreligiösen Dialog war, und zur Teilnahme an einer christlich-muslimischen 
Konferenz für Religionsführer nach Sansibar gereist war. Dieser historische 
Besuch öffnete der Zusammenarbeit zwischen Christen und Muslimen neue 
Türen. Das in Folge wenig später gegründete „Komitee Religiöser Führer für 
Frieden und Ausgeglichenheit“ setzt sich aus Repräsentanten des Mufti’s Office 
(als der obersten Behörde zur Koordinierung von zentralen religiösen Fragen, 
der Ausbildung von Imamen und  zur Erstellung von Fatwas, islamischen 
Rechtsgutachten zu spezifischen Fragen aus dem ethischen oder zeremoniellen 
Kontext), des Kadi-Gerichtshofs (richterliche Instanz nach dem Normensystem 
der Scharia), von der Waqf-Kommission (gemeinnützige islamische Stiftung; 
eine im islamischen Recht historisch fest verankerte Institution), sowie aus 
Vertretern der Römisch-Katholischen Kirche, der Anglikanischen und der 
Lutherischen Kirche zusammen. Weiterhin wurde dem Komitee ein Medien-
vertreter beigeordnet, um die Verbreitung gemeinsam erarbeiteter Inhalte in 
die breite Öffentlichkeit zu gewährleisten. Die Repräsentanten werden jeweils 
von den Oberhäuptern ihrer Religionsgemeinschaft ernannt. Die Hauptaufga-
be des Komitees besteht darin für friedliche und ausgeglichene Beziehungen 
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zwischen den religiösen Gruppierungen auf Sansibar zu arbeiten sowie auch 
in Richtung von Politik zu vermitteln.

Im Vorfeld der Wahlen von 2010 arrangierte das Komitee zahlreiche Treffen 
mit Wahlkandidaten und Mandatsträgern, aber auch mit Vertretern von Polizei, 
Militär, Medien und von verschiedenen Nichtregierungsorganisationen. Zu weite-
ren Maßnahmen im Bereich der Konfliktvermeidung zählt beispielsweise auch die 
Durchführung von Workshops zur Sensibilisierung von Politikern im Hinblick auf 
öffentliche Reden. Insbesondere in Zeiten vor den Wahlen kommt der Aufgabe von 
Konfliktprävention eine hohe Bedeutung zu und das Komitee führt Seminare für 
Religionsführer durch, arrangiert Treffen mit politischen Kandidaten und spricht 
über die Medien gezielt auch die Bevölkerung an, um den vielfachen Herausfor-
derungen im Vorfeld konstruktiv zu begegnen. Ein spezielles Trainingsprogramm 
wurde auch zur Ansprache von Jugendlichen entwickelt, um deren Bewusstsein für 
politische Manipulation zu stärken. Auch auf dem Gebiet von HIV/Aids Beratung 
und Begleitung von betroffenen Familien besteht eine Zusammenarbeit. Und künf-
tige Maßnahmen sind vor allem im Bildungsbereich geplant, etwa die Vermittlung 
einer verbesserten gegenseitigen Kenntnis der Religionsgemeinschaften, zwecks 
Abbau von Vorurteilen und zur Förderung von gegenseitiger Toleranz.

Unwissenheit und Missverständnisse
Auf Sansibar sind mangelnde Kenntnis und Unwissenheit über die jeweils andere 
Religionsgemeinschaft sowohl bei der christlichen Minderheit als auch unter 
der Mehrehit der Muslime auffallend ausgeprägt. Dies hängt unter anderem 
mit dem geringen Stand der Bildung zusammen, ist aber auch dem mangelnden 
Engagement vieler Religionsführer geschuldet, sich ein Bild über die jeweils 
andere Seite zu machen und dieses im Sinne einer besseren Verständigung zu 
vermitteln. Ein Beispiel aus der Alltagspraxis ist etwa die Tatsache, dass Christen 
häufig nicht angemessen auf die Grußformel „Salam Aleikum“ reagieren. Diese 
in der gesamten muslimischen Welt gebräuchliche Grußformel, die übersetzt 
ganz einfach „Frieden sei über/mit Euch“ bedeutet, sollte aus muslimischer Sicht, 
um entsprechenden Respekt zu vermitteln, mit der Wortumkehrung „Aleikum 
Salam“ – „Über/mit Euch sei Frieden“ erwidert werden. Auf der anderen Seite 
werden Christen, etwa in Kontext von Nachbarschaften, oft nicht zu religiösen 
Veranstaltungen wie etwa Beerdigungen eingeladen und werden somit von 
vielen sozialen Kontexten ihrer vorwiegend islamisch organisierten Umwelt 
ausgeschlossen.

Besondere Verantwortung

Auch im Vorfeld der diesjährigen Wahlen arbeitet das Joint Committee of Reli-
gious Leaders for Peace and Tranquillity mit unterschiedlichen Maßnahmen 
für einen friedvollen Verlauf. So wurde beispielsweise gemeinsam mit dem 
Zanzibar Interfaith Center, einer tansanisch-dänischen Nichtregierungsor-
ganisation, ein Seminar zur deeskalativen Gestaltung öffentlicher Reden mit 
Abgeordneten im Parlament von Sansibar durchgeführt. Zielgruppe waren die 
Parlamentarier, die sich mit ihren Reden vor allem während Wahlkampagnen 
an die breite Öffentlichkeit wenden um Wähler zu mobilisieren. Ob und wie 
friedlich die bevorstehenden Wahlen tatsächlich verlaufen werden, ist derzeit 
zweifelhaft. Insbesondere auf Sansibar haben die gewaltsamen Übergriffe und 
Anschläge auf religiöse Repräsentanten und Einrichtungen ein deutliches 
Zeugnis von tiefer liegenden Spannungen abgelegt. Die meisten Christen aber 
auch viele Muslime leben in Sorge um ihre persönliche Unversehrtheit aber 
auch um die allgemeine Sicherheit der Bevölkerung. Das Verschleppen des 
Verfassungsreformprozesses über einen langwierigen Zeitraum von mittlerweile 
drei Jahren, ohne ein echtes Ergebnis und ohne konkreten Ausblick für die 
Zukunft, dürfte die allgemeine politische Unzufriedenheit in der Bevölkerung 
verstärken. Zumindest in dieser Hinsicht hat die Regierung, noch dazu mit einer 
Ausschüttung von Unsummen an Geldern, ganze Arbeit geleistet. Und mit der 
Einführung des neuen, von vornherein zum Scheitern verurteilten Wählerre-
gistrierungssystems (Biometrical Voter Registration) hat eine großangelegte 
Wahl-Manipulation bereits lange vor den eigentlichen Wahlen begonnen. 
Denn vor allem für die infrastrukturell nur gering entwickelten ländlichen 
Gebiete sowohl auf dem Festland als auch auf Sansibar ist es eher unwahr-
scheinlich, dass der Aufwand an technischer Wartung und Stromversorgung 
der hochtechnischen Registrierungsgeräte tatsächlich geleistet werden kann. 
Zudem berichten Augenzeugen von Registrierungen von Tansaniern des Fest-
landes in Wahlkreisen auf der Insel Sansibar, um auch hier gezielt Einfluss auf 
die Ergebnisse zu nehmen. Von der Strategie der Registrierung „neuer“ Wähler 
wurde auch schon im Vorfeld von Wahlen vergangener Legislaturperioden 
berichtet. Es ist zu hoffen, dass der wachsende politische Unfriede, den die am 
eigenen Machterhalt interessierte Regierung angezettelt hat, nicht zu einem 
Flächenbrand entlang religiöser Gesellschaftslinien ausufern wird und dass sich 
die muslimischen und christlichen Religionsführer in der Bevölkerung ihrer 
besonderen Verantwortung bewusst sind. Eine nicht sehr ferne Zukunft wird 
zeigen, ob sie dieser Verantwortung gerecht werden.
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Brückenbau durch Dialog
Der Bau von Brücken zwischen den verschiedenen Religionsgemeinschaften, die 
Verbesserung von Grundlagen der gegenseitigen Wahrnehmung ist auch für das 
tansanische Festland im Blick auf die jeweils 30 bis 40 Prozent umfassenden Reli-
gionsgruppen von Muslimen und Christen ein wichtiges Thema. Bislang existie-
ren die zahlreichen christlichen und muslimischen Gruppierungen in Tansania 
ohne jede Koordination und Sprachfähigkeit nebeneinander und sind dezentral 
organisiert. Ein Baustein für die künftig friedliche Entwicklung des multikulturell 
christlich, islamisch und animistisch geprägten Tansanias ist jedoch der Ausbau 
des interreligiösen Dialoges, die bessere Vernetzung zwischen den existierenden 
religiösen Organisationen und somit die Zugrundelegung einer interreligiösen 
Infrastruktur. Ein übergeordnetes Ziel könnte daher sein, den Aufbau einer inter-
religiösen Infrastruktur zwischen den verschiedenen religiösen Organisationen 
zu fördern. Religiösen Führern kommt eine Schlüsselrolle bei der Bewahrung 
von Frieden und somit für nachhaltige Entwicklung zu, denn als Multiplikatoren 
können Sie Themen und Anregungen an weite Bevölkerungsgruppen verbreiten. 

Verschiedene Formen der Zusammenarbeit bieten sich hier für die zahl-
reichen Akteure der Entwicklungszusammenarbeit in Tansania an – für große 
internationale Organisationen ebenso wie für kleine Nichtregierungsorgani-
sationen. Bisher wurde Religion in der internationalen Zusammenarbeit nur 
unzureichend berücksichtigt. Religion besitzt jedoch eine starke politische und 
gesellschaftliche Gestaltungskraft, was die deutsche Entwicklungspolitik zuneh-
mend erkennt und nun neue Wege der Zusammenarbeit auch mit islamischen 
Organisationen sucht. Jüngst hat das Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) die Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit  (GIZ) beauftragt, das Potenzial von Religionsgemeinschaften 
für nachhaltige Entwicklung zu bestimmen. Am Beispiel gelungener Koopera-
tionen sollen neue Strategien aufgestellt werden, wie staatliche Organisationen 
besser mit religiös definierten Gemeinschaften und Organisationen zusammen-
arbeiten können. Dabei könnten auch karitative islamische Organisationen als 
potenzielle Partner künftiger Zusammenarbeit berücksichtigt werden.

Erfolgreiche Beispiele  
interreligiöser Zusammenarbeit
Aus einer Vielzahl von zum Teil sehr unterschiedlichen interreligiösen Initiativen 
auf Sansibar und in Tansania lassen sich Strategien und Projektinitiativen für 
die Zukunft ableiten. Die Gründung des Joint Comittee of Religious Leaders for 
Peace and Tranquillity ist eine der zentralen Maßnahmen für Friedensarbeit auf 
Sansibar. Eine vergleichbare Initiative auf dem Festland ist der Inter-Religious 
Council for Peace Tanzania (IRCPT), der im Jahr 1996 gegründet wurde, um den 
verschiedenen religiösen Gruppierungen eine Verständigungsplattform zu bieten 
und die Stimme der Religionen im politischen Raum hervorzuheben. Zu den Mit-
gliedern des interreligiösen Rates gehören sowohl Vertreter verschiedener christ-
licher und muslimischer Gruppierungen als auch Repräsentanten der zahlreichen 
asiatischen Religionsgemeinschaften etwa von den Bahai, den hinduistischen 
Gemeinden oder von der Gemeinschaft der Sikh. Gemeinsam mit Partnern aus 
der Entwicklungszusammenarbeit, den Nichtregierungsorganisationen Global 
Network of Religions for Children (GNRC) und dem European Committee for 
Education and Agriculture (Cefa) hat der IRCPT zu Beginn dieses Jahres eine neue 
Initiative zur Stärkung von lokalen Gemeinden gegen Gewalt und Extremismus 
gestartet.  Unter dem Namen „Amani Kwanza“ (Kiswahili für „Frieden zuerst“), 
richtet sich dieses Programm mit dem Aufruf zu Frieden und Verständigung 
unmittelbar auf dem „grasrootlevel“ an die tansanische Bevölkerung. In Form 
von kreativen Initiativen in den lokalen Distrikten, etwa durch Musikkonzerte, 
anhand von im Rapstil verfassten Nachrichtensendungen und in Form von par-
tizipativen Theaterstücken, in denen politische, gesellschaftliche und religiöse 
Fragen thematisiert werden, sollen vor allem Jugendliche und junge Erwachsene 
angesprochen werden. Die Gruppe der Zehn bis 24 Jährigen in Tansania macht 
einen Bevölkerungsanteil von 31 Prozent aus (etwa 14 Millionen von insgesamt 
43 Millionen Einwohnern, so der United Nations Populations Fund, UNFPA). 
Eine andere Form interreligiöser Friedensarbeit sind beispielsweise die von der 
Konrad-Adenauer-Stiftung organisierten interreligiösen Fußballspiele, bei denen 
hochrangige religiöse Würdenträger gemischte Teams aufstellen und sich in 
Trainingslagern gemeinsam vorbereiten. Durch die Austragung im Stadion und 
sogar durch die Übertragung im Fernsehen werden Fans verschiedener religiöser 
Orientierungen im Bangen um Niederlage oder im Eifern um den Sieg zusam-
mengebracht. In vergleichbarer Weise hat auf Sansibar das Zanzibar Interfaith 
Center in der Vergangenheit interreligiöse Fußballspiele organisiert, um in der 
zunehmend angespannten Situation Annäherung zwischen der christlichen 
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Minderheit und der Mehrheit der Muslime zu schaffen und Vertrauen zu bilden. 
Eine Vision für die Zukunft könnte die Organisation interreligiöser Fußballspiele 
von gemischten Frauenmannschaften sein, um so die Werte Respekt, Toleranz 
und Frieden auf einer gesellschaftlich umfassenden Ebene zu vermitteln. Sofern 
sich in einer ferneren Zukunft der richtige Zeitraum für eine solche Initiative 
ergeben sollte, wären vor allem ein besonderes Fingerspitzengefühl und eine 
hohe Kultursensibilität in der Kommunikation mit lokalen Partnern gefordert.

Die Weiterentwicklung des interreligiösen Dialogs sowohl auf Sansibar als 
auch auf dem tansanischen Festland ist ein zentraler Bestandteil der Friedenser-
haltung und heutzutage notwendiger als jemals zuvor. Im Bildungsbereich  
müssen politische Konzepte entwickelt werden, um die Angehörigen der beiden 
großen Religionen über mangelndes Wissen, Missverständnisse, Ignoranz und 
Vorurteile hinweg ins Gespräch zu bringen. Es gilt Institutionen herauszubilden, 
die der jeweiligen religiösen Gruppe eine Stimme verleihen und das Verständnis 
für die jeweils andere Seite antreiben und moderieren. Vor allem ist es wichtig, 
moderate islamische Kräfte wie beispielsweise Sheikh Fadhil Soraga, aber auch 
die richtigen Ansprechpartner in der Vielzahl christlicher Denominationen 
ausfindig zu machen und zu unterstützen.
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